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diese Problematik in ihrer Abstraktion schwer verständlich 
ist, sollen einige Fallbeispiele die Rechtslage verdeutlichen:

Fall 1: Ein Lkw stürzt infolge Verschuldens des Fahrers 
eines anderen Fahrzeugs bei einem Verkehrsunfall um und 
wird beschädigt. Hierbei wird die einem Dritten gehörende 
Ladung teilweise vernichtet.

Fall 2: Ein von einem Unfall betroffener Pkw wird auf 
die Gegenfahrbahn der Autobahn geschleudert, was bei an­
deren Verkehrsteilnehmern zu Personen- und Sachschäden 
führt.

Fall3: Beim Brand eines Hauses wird die Wohnungsein­
richtung eines Mieters durch Löscharbeiten teilweise beschä­
digt.

Fall 4: Durch einen Verkehrsunfall wird die Straße blok- 
kiert, so daß andere Fahrzeuge erhebliche Umwege machen 
müssen. Infolge dadurch eingetretenen Zeitverlustes erwach­
sen den anderen Fahrzeugführem, -haltern oder -insassen 
Vermögensnachteile.

In den Fällen 1 bis 3 wird keine Unterscheidung zu tref­
fen sein, wer von den Betroffenen unmittelbar und wer mit­
telbar geschädigt ist. Der verantwortliche Unfallverursacher 
ist im Fall 1 für die Schäden am Lkw*und an der Ladung, im 
Fall 2 für die Schäden an allen durch das Unfallgeschehen 
betroffenen Personen und Fahrzeugen materiell verantwort­
lich. Im Fall 3 haftet der für den Brand Verantwortliche für 
die durch die Löscharbeiten der Feuerwehr verursachten 
Schäden an der Wohnungseinrichtung des Mieters.

Keine dieser Schadensfolgen ist dabei aus der Haftung 
mit der Begründung auszugrenzen, der Betroffene sei nur 
mittelbar geschädigt. Unabhängig davon haben die hiernach 
Ersatzberechtigten auch Anspruch auf Ersatz für von ihnen 
erlittene Folgeschäden, also Anspruch auf Ersatz ihres ge­
samten infolge der Pflichtverletzung eingetretenen Schadens. 
Dies gilt nicht nur dann, wenn die Pflichtverletzung zu Per­
sonen- oder Sachschaden führt — wie sollte sonst derjenige 
materiell zur Verantwortung gezogen werden, der z. B. einen 
nicht Volljährigen zum Betrug anstiftet?

Im Fall 4 liegen die Dinge jedoch anders. Es wird wohl 
kein Gericht bereit sein, so zu entscheiden, daß den übrigen 
durch die Blockierung der Straße behinderten Verkehrsteil­
nehmern die nachweisbar durch die Behinderung entstandenen 
Vermögensnachteile zu ersetzen sind (z. B. bei verspätetem 
Eintreffen einer zu verschiffenden Lieferung). Das Kriterium 
der Mittelbarkeit der Schädigung hilft hier nicht weiter.

In dem damit vergleichbaren Fall hat nun das Bezirks­
gericht Leipzig die ihm notwendig erscheinende Eingrenzung 
der Haftung mit Hilfe des Kriteriums der Mittelbarkeit der 
Schädigung vorgenommen.

Die Anwendung des § 332 ZGB setzt voraus, daß ein an­
derer durch die haftungsbegründende Pflichtverletzung ge­
schädigt wurde und daß infolgedessen ein Dritter mittelbar 
Schaden erleidet. Richter-Hannes weist mit Recht darauf hin, 
daft solche Folgeschädigungen Dritter u. U. in endloser Kette 
auftreten können.

Die Anwendung des § 332 ZGB setzt zugleich voraus, daß 
der mittelbar Betroffene nicht selbst nach § 330 ZGB an­
spruchsberechtigt ist. Sein Schaden muß also durch die Schä­
digung eines anderen ausgelöst sein. Aus der zutreffenden 
Erläuterung von Uebeler/Tenner hierzu ergibt sich, daß mit­
telbare Schäden i. S: des § 332 ZGB typischerweise reine Ver­
mögensschäden sind, während §§ 330, 336 ZGB sich sowohl 
auf materielle Folgen der Beeinträchtigung von Personen 
und Sachen (Substanzschäden) wie auf sonstige Vermögens­
schäden (sog. reine Vermögensschäden) beziehen.

Qualifizierung der verletzten Pflicht 
und Rechtswidrigkeit der Schadenszufügung

Folgt hieraus nun, daß der Anspruch auf Aufwendungsersatz 
sich in unserem Fall unmittelbar aus § 330 ZGB herleitet, 
weil der Betrieb nicht mittelbar Geschädigter i. S. von § 332 
Satz 1 ZGB ist?

Das Bezirksgericht Leipzig hat festgestellt, daß der Scha­
den Folge einer schuldhaften Pflichtverletzung ist. Sowohl in 
der Urteilsbegründung wie in den Kritiken ist jedoch die 
Frage offengeblieben, ob der Schaden — wie es § 330 ZGB für 
die Ersatzpflicht voraussetzt — durch die Pflichtverletzung 
r e c h t s w i d r i g  verursacht wurde.

Neben der Kausalität zwischen.. Pflichtverletzung und 
Schaden ist in § 330 ZGB die Rechtswidrigkeit der Verursa­
chung als weiteres — . zumeist allerdings mit den übrigen 
Voraussetzungen gegebenes — Tatbestandsmerkmal normiert.1 
Demzufolge ist zu prüfen, wem gegenüber im konkreten Fall 
die Pflicht, die verletzt wurde, bestand und worauf sie sich 
bezog (Qualifizierung der Pflicht).

Die Rechtswidrigkeit der Schadenszufügung hängt davon 
ab, ob die Pflicht auf die Vermeidung des eingetretenen Scha­
densereignisses und dieses Schadensverlaufs gerichtet war, 
ob der Verantwortliche somit dem Geschädigten gegen­
über rechtswidrig gehandelt hat. Daher scheiden im allge­
meinen z. B. Vertragsverletzungen insoweit als verantwor­
tungsbegründend aus, als sie zu nachteiligen Folgen für Dritte 
führen.1 2

Es ist zunächst zu fragen, welches Gefahren und Schäden 
vermeidende Verhalten wem gegenüber die verletzte Rechts­
norm vom Adressaten forderte (§324 ZGB). Dieser Maßstab 
ist somit entscheidend für die Qualifizierung der verletzten 
Pflicht und die darauf beruhende Antwort auf die Frage, ob 
durch die Pflichtverletzung rechtswidrig der Schaden herbei­
geführt wurde. Liegt das Schadensereignis außerhalb des vom 
Adressaten zu beachtenden Gefahrenbereichs, so ist die 
Schadenszufügung — auch bei vorhandener Kausalität — nicht 
rechtswidrig. Auf die Mittelbarkeit oder Unmittelbarkeit des 
Kausalverlaufs kann es hierbei nicht ankommen (vgl. die o. g. 
Fallbeispiele 1 bis 3). Die Haftung wegen Körperverletzung 
umfaßt z. B. auch den Fall, daß der Betroffene sich infolge 
der Verletzung infiziert und an der Infektion stirbt.

Bei der Bestimmung der verletzten Pflicht ist maßgebend, 
welche Verhaltensorientierung ■ der Normadressat aus der 
rechtlichen Regelung für sich ableiten mußte und konnte.

Im vorliegenden Fall, bei dem — wie im Urteil des Be­
zirksgerichts Leipzig festgestellt — eine Verletzung von 
Pflichten aus der StVO zum Verkehrsunfall führte, ist zu 
klären, welche Verhaltensorientierung der Fahrzeugführer 
aus der StVO für sich abzuleiten hätte. Nach deren Grund­
regeln hat sich jeder Teilnehmer am Straßenverkehr so zu 
verhalten, daß Personen oder Sachwerte nicht gefährdet oder 
geschädigt und Personen nicht mehr als unvermeidbar be­
hindert oder belästigt werden (§ 1 Abs. 1 Satz 2 StVO). Pflicht 
des Verkehrsteilnehmers ist es also, durch sein Verhalten 
andere Verkehrsteilnehmer und deren Sachen nicht zu schä­
digen. Hingegen wird von ihm nicht verlangt, darüber hinaus 
Vermögensinteressen Dritter zu wahren, soweit weder diese 
selbst noch deren Sachwerte durch das konkrete Verkehrsge­
schehen gefährdet sind. In diesem Zusammenhang wird folg­
lich kein genereller Schutz von Vermögensinteressen Unbe­
teiligter statuiert.

Anders zu beurteilen wäre dagegen z. B. die speziellere 
Pflicht aus dem Verbot, im Fahrraum von Schienenfahrzeu­
gen zu halten, wenn diese dadurch behindert werden kön­
nen (§ 23 Abs. 3 Buchst, d StVO). Hierbei geht es um eine 
anders zu qualifizierende Pflicht: Sie ist keineswegs nur auf 
die Vermeidung von Personen- und Sachschäden gerichtet, 
sondern verlangt, daß der Straßenbahnverkehr nicht behin­
dert wird. Eine Verletzung dieser Pflicht kann dazu führen, 
daß Vermögensschäden des Verkehrsbetriebes infolge der 
Behinderung des Straßenbahnverkehrs durch den Verant­
wortlichen zu ersetzen sind.

Im vorliegenden Fall war aber diese Pflicht nicht dadurch 
verletzt worden, daß das Unfallfahrzeug ungewollt auf die 
Schienen geriet und dort den Straßenbahnverkehr behinderte. 
Soweit auch keine anderen Pflichten bestanden, liegen damit 
die in der konkreten Situation an den Verkehrsteilnehmer zu 
stellenden Anforderungen fest. Die unfreiwillige Blockierung 
des Straßenbahnverkehrs durch die o. g. Pflichtverletzung 
war daher auch nicht als r e c h t s w i d r i g e  Verursachung 
der Aufwendungen des Verkehrsbetriebs zu werten, und des­
halb sind die Voraussetzungen einer Ersatzpflicht aus § 330 
ZGB nicht gegeben.

Dies gilt nicht nur für die Behinderung des Straßenbahn­
verkehrs. Wer einen Verkehrsunfall verursacht und dadurch 
den übrigen Verkehr ungewollt behindert (wie im o. g. Fall­
beispiel 4), verhält sich zwar ordnungswidrig, kann aber nicht 
für etwaige Vermögensnachteile dadurch behinderter Ver­
kehrsteilnehmer ersatzpflichtig gemacht werden.

Anders ist zu entscheiden, wenn sich die Pflichtverlet­
zung auf das Blockieren des Verkehrs richtet (z. B. durch Par­
ken auf den Schienen, durch vorsätzliches oder fahrlässiges 
Abladen von Schüttgut usw.). Hier wäre eine anders zu be­
stimmende Pflicht als die allgemeine Verhaltenspflicht aller 
Verkehrsteilnehmer verletzt. Dies würde auch gelten beim 
Versperren einer Toreinfahrt durch ein Fahrzeug oder auf 
andere Weise, ebenso u. U. bei bewußtem Einkeilen eines 
geparkten Fahrzeugs.

Wer dagegen einen Unfall verursacht, hat dabei allenfalls 
die weitere Pflicht, darauf zu achten, daß der übrige Stra-

1 Vgl. Zivilrecht, Lehrbuch, Teil 2, Berlin 1981, S. 195; M. Posch, „Vor­
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